
E. Verfahrensvermerke 
 
 
Gemäß § 215 BauGB werden unbeachtlich 
 
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 

Verfahrens- und Formvorschriften, 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften über 

das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und 
3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung dieses Bebauungsplanes schriftlich 
gegenüber der Stadt Weilheim i. OB (Stadtbauamt) geltend gemacht worden sind. Der Sachver-
halt, der die Verletzung oder den Mangel begründen soll, ist dabei darzulegen. 
 
 
Die Beteiligung der Öffentlichkeit und der Träger Weilheim, den 25.05.2009 
öffentlicher Belange erfolgte in der Zeit vom  
26.03.2009 bis 08.05.2009. ………………………………  
   Markus Loth 
   1. Bürgermeister 
 
 
Der Entwurf des Bebauungsplans wurde  Weilheim, den 26.10.2009 
vom 15.09.2009 bis 19.10.2009  
im Rathaus öffentlich ausgelegt. ………………………………. 
     Markus Loth 
    1. Bürgermeister 
 
 
 
Die Stadt Weilheim i. OB hat mit Beschluss Weilheim, den 07.12.2009 
des Stadtrates vom 19.11.2009 Nr. Ö 84/2009  
den Bebauungsplan gemäß § 10 BauGB als ………………………………. 
Satzung beschlossen.   Markus Loth 
    1. Bürgermeister 
 
 
 
Die Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses Weilheim, den 07.12.2009 
erfolgt im Amtsblatt der Stadt Weilheim i. OB,  
womit der Bebauungsplan Rechtskraft erlangt. 
Der Bebauungsplan wird samt Begründung ……………………………….. 
und der abschließenden Erklärung  Markus Loth 
zu jedermanns Einsicht bereitgehalten.  1. Bürgermeister 
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4.2 Abgrabungen 
 
Kellergeschosse dürfen nicht durch Abgrabungen und Abböschungen freigelegt 
werden. Ausnahmen werden an den von der Erschließungsstraße abgewandten 
Gartenseiten zugelassen, wenn die Abgrabung nicht tiefer als 1,2 m unter Gelände 
und nicht größer als 1/3 der Fassadenlänge ist sowie nicht näher als 1 m an die 
Grundstücksgrenze reicht.  

 
4.3 Materialien 

 
Als Material an Außenwänden von Haupt und Nebengebäuden sind verputztes 
Mauerwerk sowie Schalungen aus Holz, Holzwerkstoffen oder zementgebundenen 
Platten zulässig.  
Materialimitate (z.B. Kunststoffplatten mit Holzmaserung) sind unzulässig. 
Glasflächen sind unverspiegelt auszuführen. 

 
4.4 Stellplätze, Garagen 
 

Der Stellplatznachweis ist gemäß der Satzung über die Herstellung, Gestaltung und 
Ablösung von Stellplätzen der Stadt Weilheim i. OB., in der jeweils gültigen Fassung, 
zu führen. 
Garagen dürfen nur innerhalb der festgesetzten Bauräume bzw. festgesetzten 
Flächen für Garagen und Nebenanlagen errichtet werden. 
 Offene Stellplätze dürfen darüber hinaus auch im Vorgartenbereich angelegt werden. 
 

4.5 Einfriedungen, Sichtschutz 
 

Einfriedungen sind als sockelloser, für Kleintiere durchlässiger, (min. 7 cm 
bodennaher Freiraum) Zaun mit einer Maximalhöhe 1,20 m auszuführen. 
Sichtschutzwände im EG sind geschosshoch bis zu einer Tiefe von 2,5 m zulässig. 
 

4.6 Balkone, selbstständige Vordächer, Wintergärten 
 

Balkone dürfen bei Beachtung der maximal zulässigen Grundflächenzahl und der 
gesetzlichen Abstandsflächen mit max. 2 m Tiefe in Gesamtlänge der dahinter 
liegenden Fassade errichtet werden. 
Fassaden im Erdgeschoss dürfen bei Beachtung der maximal zulässigen 
Grundflächenzahl und der gesetzlichen Abstandsflächen ein Vordach oder einen 
Wintergarten mit maximaler Ausladung von 2,5 m und einer Länge von 1/3 der 
Fassade erhalten. 

 
5. Grünordnung 
 
5.1 Pflanzgebot 
 Sämtliche Pflanzungen auf den privaten Grünflächen sind mit nachfolgend  
 genannten Pflanzenarten (PFLANZENLISTE) und Mindestgrößen vorzunehmen.  
 
5.2 P F L A N Z E N L I S T E  
 
5.2.1 Einzelbäume, Baumreihen als Großbäume 
 
  Acer platanoides  - Spitzahorn 
  Acer pseudoplatanus  - Bergahorn 
  Carpinus betulus  - Hainbuche 
  Fraxinus excelsior  - Esche 
  Juglans regia   - Walnuss 
  Quercus robur   - Stieleiche 
  Prunus avium   - Vogelkirsche 
  Tilia cordata   - Winterlinde 
 

5.2.2 Kleinbäume 
 
  Acer campestre  - Feldahorn 
  Prunus mahaleb  - Steinweichsel 
  Pyrus chanticleer  - Gemeine Birne 
  Sorbus aucuparia  - Eberesche 
 
5.2.3 Obstbäume 
 
  Apfel 
  Birne 
  Kirsche 
  Zwetschge 
 
5.2.4 Sträucher / Hecken 
 
  Cornus sanguinea  - Hartriegel 
  Corylus avellana  - Hasel 
  Euonymus europaeus - Pfaffenhütchen 
  Ligustrum vulgare  - Liguster 
  Lonicera xylosteum  - Heckenkirsche 
  Prunus spinosa  - Schlehe  
  Rhamnus cathartica  - Kreuzdorn 
  Ribes alpinum   - Alpen-Johannisbeere 
  Rosa canina   - Hundsrose 
  Viburnum lantana  - Wolliger Schneeball 
  Viburnum opulus  - Wasserschneeball 
 
5.3 Pflanzgrößen und Detailfestlegungen 
 
5.3.1 Einzelbäume als Kleinbäume 
 Hochstämme, 3 x verpflanzt, m.B., St.U. 18-20 cm 
 
5.3.2 Einzelbäume als Obstbäume 
 Hochstämme, 3 x verpflanzt, m.B., St.U. 16-18 cm 
 
5.4 Gartenbegrünung 

Je 150 m² Grundstücksfläche ist mind. 1 Groß- oder Kleinbaum, bzw. 2 Obstbäume 
zu pflanzen und zu unterhalten. Wenn die festgesetzten Bäume als Obstbaum 
gepflanzt werden, sind diese ausschließlich als Hochstamm zu pflanzen. Von den 
nachzuweisenden Pflanzungen ist jeweils ein Baum im Vorgarten zu pflanzen. 
 

5.5 Fensterlose Garagen- und Hauswände sind (außer an der Grundstücksgrenze) mit 
Kletterpflanzen zu begrünen.  

 
5.6 Die durch Planzeichen A.7.1 gekennzeichneten privaten Gartenflächen sind von  

jeglicher Art der Bebauung, Befestigung und Lagerflächen freizuhalten. 
 Hiervon ausgenommen sind Gartengerätehäuschen gem. B.1.3 
 

B. Festsetzungen durch Text 
 
1. Maß der baulichen Nutzung 
 
1.1 Die festgesetzte Grundflächenzahl darf i. S. des §19 Abs.4 Satz 2 BauNVO durch 

Garagen und Stellplätze einschließlich deren Zufahrten sowie durch Nebenanlagen 
um 50 v.H. überschritten werden.  

 
1.2 Die festgesetzte Grundflächenzahl darf durch untergeordnete bauliche Anlagen wie 

Balkone, selbstständige Vordächer und Wintergärten gem. B.4.6 sowie Terrassen um 
 25 v.H. überschritten werden. 
 
1.3 Außerhalb der überbaubaren Flächen ist je Grundstück ein Gartengerätehäuschen 

bis zu einer Grundfläche von 8 qm zulässig. Dieses ist jeweils auf der von der 
Erschließungsstraße abgewandten Seite zu errichten. 

 
1.4 Die festgesetzte GRZ und GFZ ist (unabhängig von späteren Teilungen) für das 

Gesamtgrundstück einzuhalten. 
 Bei der Ermittlung der GRZ und GFZ dürfen die durch Planzeichen 7.1 

gekennzeichneten privaten Gartenflächen herangezogen werden.  
 
 
2. Art der baulichen Nutzung 
 
2.1 Im Bereich westlich des Birkenweges wird Reines Wohngebiet gem. § 3 BauNVO, 
 im Bereich östlich des Birkenweges  Allgemeines Wohngebiet gem. § 4 BauNVO 
 festgesetzt. 

Von den allgem. zulässigen Nutzungen werden die in § 4 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO 
genannten, Schank- u. Speisewirtschaften nicht zugelassen. 

 Die Ausnahmen gem. § 4 Abs. 3 BauNVO sind generell unzulässig. 
 
2.2 Je Einzelhaus sind max. 2 Wohneinheiten, je Doppelhaushälfte ist max. eine 

Wohneinheit zulässig. 
 
 
3. Bauweise, Wandhöhe, Sockel, Abstandsflächen  
 
3.1 Unabhängig von der festgesetzten GRZ dürfen Einzelbaukörper keine größere 
 Grundfläche als 165 m² aufweisen, die maximale Giebelbreite darf 11 m, die 
 maximale Gebäudelänge, soweit innerhalb der Bauräume/Baugrenzen möglich, 16 m 
 betragen. 
 Einzelbaukörper können im Rahmen der festgesetzten GRZ und GFZ zusätzliche, 
 erdgeschossige Anbauten erhalten, wenn diese keine größere Grundfläche als 40 m² 
 aufweisen und sich dem Hauptbaukörper deutlich unterordnen. 
 
3.2 Wandhöhe, Firsthöhe 
 
 Die festgesetzte maximale Wandhöhe von 6,30 m ist das Maß von Ok. Gehsteig-

hinterkante beim Hauseingang zu Ok. Dachhaut des Gebäudes, gemessen an der 
Außenkante der traufseitigen Außenwand in Gebäudemitte.  Bei geneigtem Gelände 
gilt jeweils das Mittel. Garagen und Nebenanlagen dürfen eine max. Wandhöhe von 3 
m aufweisen.  

  Die Firsthöhe wird mit maximal 9 m festgesetzt und ist das Maß von Ok. Gehsteig-
hinterkante beim Hauseingang zu Ok. Dachfirst der Dachhaut des Gebäudes, 
gemessen an der Außenkante der giebelseitigen Außenwand in Gebäudemitte. Bei 
geneigtem Gelände gilt jeweils das Mittel. 

3.3 Sockelzone, Höhenlage der Gebäude 
 
Sockel von Gebäuden sind putzbündig bzw. in gleichem Material und gleicher 
Struktur wie die Gebäudeaußenwand auszuführen. 
Die Höhe des Fertigfußbodens darf max. 0,15 m über der angrenzenden Gehsteig-
hinterkante im Bereich des Hauszugangs liegen. Bei geneigtem Gelände gilt das 
Mittel. 

 
3.4 Abstandsflächen 
  
 Bei Umbau oder Errichtung von Neubauten sind die Abstandflächen gem. Art. 6 der 
 Bayerischen Bauordnung einzuhalten. 
 
 
4. Örtliche Bauvorschriften 
 
4.1.1 Dächer 

 
Sämtliche Dachflächen der Wohn- und Garagengebäude sind als mittensymetrische 
Satteldächer in den festgesetzten Neigungen und Firstrichtungen mit 
Pfannendeckung im Erscheinungsbild hellroter oder brauner Ziegel zu decken.  
Aneinandergebaute Gebäude mit gleicher Hauptfirstrichtung sind profilgleich 
auszuführen. 
 

4.1.2 Dacheinschnitte 
  
 Dacheinschnitte sind unzulässig. 
 
4.1.3 Dachaufbauten 
 
 Nachstehend beschriebene Dachaufbauten sind zulässig. 

Die Gesamtbreite aller Dachaufbauten darf max. 1/3 je Dachfläche einer 
Doppelhaushälfte oder eines Einzelhauses betragen. 

 
4.1.4 Gauben  
 

Gauben sind in Form stehender Sattel- bzw. Walmdachgauben ab einer Dachneigung 
 von  32° zulässig. 

Ihre Einzelbreite darf max. 1,50 m, ihre max. Firstlänge 3,0 m betragen. 
Der Abstand zur Giebelwand und untereinander muss mindestens 1,5 m betragen. 
 

4.1.5 Zwerchgiebel 
 
 Zwerchgiebel sind ab einer Dachneigung von 32 ° zulässig. 
 Ihre Breite darf max. 3,0 m, ihre Firstlänge max. 4,0 m betragen. 

Pro 7 m Trauflänge (unabhängig von der Zahl der Hauseinheiten) ist ein 
Zwerchgiebel zulässig. 
Der Abstand zur Giebelwand muss min. 1,5 m betragen. 

 
4.1.6 Kniestock 

 
In Gebäuden mit 2 Vollgeschossen plus Dachgeschoss darf ein Kniestock von  
max. 0,40 m errichtet werden. 
Der Kniestock ist das Maß von Ok. Rohdecke des letzten Normalgeschosses bis Uk. 
Sparren, gemessen an der Außenwandkante. 

 

5.0    Verkehrsflächen 
 
5.1    Straßenbegrenzungslinie 
 
5.2.    öffentliche Verkehrsfläche 
 
 
6.0    Sonstige Festsetzungen 
 
6.1    Fläche für Stellplätze, Garagen und Nebenanlagen 
 
6.2    Maßzahl in m, z.B. 10 m 
 
 
7.0   Grünflächen 
 
7.1   Private Gartenflächen gem. B.5.6 
 
 
C. Hinweise durch Planzeichen 
 
 
  1.    bestehende Gebäude 
 
  2.    bestehende Grundstücksgrenze 
 
  3.    Flur Nummer, z.B. 2840/2 
 
  4.    Vorschlag Gebäudeform 
 
  5.    Teilungsvorschlag 
 
 
D. Hinweise durch Text 
 
1.0 Das Planungsgebiet befindet sich in der Schneelastzone II. 
 
2. Wasserwirtschaftliche Hinweise 
 
2.1 Abwässer sind im Trennsystem einzuleiten. Sämtliche Bauvorhaben sind vor  
 Fertigstellung an die gemeindliche Abwasserbeseitigungsanlage anzuschließen. 
 Zwischenlösungen werden nicht zugelassen. Die Grundstücksentwässerungs- 
 anlage muss nach den anerkannten Regeln der Technik (DIN 1986 ff) erstellt  
 werden. 
  
2.2 Unverschmutztes Niederschlagswasser von Dächern und sonstigen Flächen  
 (auch Verkehrsflächen im Planungsgebiet) ist zu versickern. 

 
 Es ist eine breitflächige Versickerung des nicht schädlich verunreinigten 
 Niederschlagswassers unter Ausnutzung der Reinigungswirkung der belebten  
 Bodenzone vorzunehmen (bewachsene Seitenstreifen, Mulden, Schotterrigolen).  

Die privaten Grundstückseigner müssen dabei die Ableitung des Tagwassers aus 
öffentlichen Wegen in Kauf nehmen. 

 

Stadt Weilheim i. OB. 
 
Bebauungsplan mit Grünordnungsplan „Südlich des Eichenweges" 
umfassend die Fl.Nr. 2840/2, 2840/3, 2840/4, 2840/5, 2840/6, 2840/7, 2840/8, 2840/9, 
2840/44, 2840/46, 2840/47, 2841/2, 2841/6, 2841/8, 2841/10, 2841/11, 2841/13 und 2841/14 
Teilfl. , der Gemarkung Weilheim 
 
Die Stadt Weilheim i. OB. erlässt auf Grund § 2, Abs. 1, §§ 9 und 10 Baugesetzbuch -, Art. 
81 der Bayerischen Bauordnung - BayBO -, des Art. 23 der Gemeindeordnung für den 
Freistaat Bayern - GO - und der Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke - 
BauNVO - diesen Bebauungsplan als Satzung. 
 
 
A. Festsetzung durch Planzeichen 
 
 
    Grenze des räuml. Geltungsbereichs des Bebauungsplans 
 
 
1.0    Art der baulichen Nutzung 
 
1.1    Reines Wohngebiet gem. § 3 BauNVO 
 
1.2  Allgemeines Wohngebiet gem. § 4 BauNVO 
  (Nutzungseinschränkungen siehe Ziff. B.2.1) 
 
 
2.0    Maß der baulichen Nutzung 
 
2.1    max. zulässige GRZ, z.B.: 0,24 
 
2.2    max. zulässige GFZ, z.B.: 0,48 
 
2.3 höchste, zulässige Wandhöhe über Ok. Gehweg, 
 z.B.: 6,30 m, (siehe Satzungstext Ziff. B.3.2) 
 
2.4    Abgrenzung unterschiedlicher Maße der Nutzung 
 
 
3.0    Bauweise, Baulinien, Baugrenzen 
 
3.1    Baulinie 
 
3.2    Baugrenze 
 
3.3    offene Bauweise  
 
3.4    nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig 
 
3.5    max. Zahl der Vollgeschosse, z.B.: II 
 
 
4.0    Dachgestaltung 
 
4.1    Satteldach mit Angabe des Neigungsbereiches,  
    z.B. 26°- 32° (siehe textl. Festsetzung unter Ziff. B. 4.1.1) 
 
4.2    Vorgeschriebene Hauptfirstrichtung,  
    (siehe Satzungstext Ziff. B.3.2) 

E/Do     II
GRZ 0,24
GFZ 0,48
Wh.= 6,30
SD 26°-32°

o     II
GRZ 0,30
GFZ 0,60
Wh.= 6,30
SD 26°-32°

E/D

WA

WR

GRZ 0,24

GFZ 0,48

WH=6,30 m

WA 

E/D

SD 26°-32°

WR 

II

o

H/B = 594.0 / 950.0 (0.56m²)


